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Es geht vor allem um das Recht zu leben!


Kommentar von Frau Riedmüller zur Veröffentlichung „Hundebesitzer demonstrieren für ihre Zweibeiner“ 


vom 29. August 2002








Frau Riedmüller,





Ihren Kommentar zur Demonstration der diskriminierten Hundehalter und Tierschützer in Ulm können nicht nur wir nicht nachvollziehen. Offensichtlich haben Sie jegliches Maß für wirkliche Verantwortung verloren. Einteilen in wertes und unwertes Leben scheint Ihr Maßstab zu sein. Anders kann man sich Ihre öffentlichen und unqualifizierten Äußerungen nicht erklären.





Auch Sie haben die Pflicht, bevor Sie sich öffentlich äußern - ebenso wie Justizbeamte, Politiker und Behörden vor ihren nicht selten folgenschweren fatalen Entscheidungen zu Lasten Unschuldiger -, sich über die Wirklichkeit, die seit Juli 2000 in diesem Land beschämenderweise erneut praktiziert wird, zu informieren. Ganz offensichtlich kamen Sie dieser Pflicht nicht nach, sonst wäre es zu Ihrem verantwortungslosen Kommentar nicht gekommen.





Sehr wohl sind deutliche Parallelen zum Vorgehen gegen Menschen vor über 50 Jahren und dem Vorgehen gegen die immer unschuldigen Hunde und verantwortungsvolle Hundehalter seit Juli 2000 bis heute zu verzeichnen. Sie haben sich offensichtlich weder mit der Vergangenheit noch mit der Gegenwart richtig befasst. Dann sollten Sie aber auch bitte den Mund halten bzw. Ihren Schreibgriffel unter Kontrolle.





Wie nennen Sie es denn, wenn Lebewesen - gleichgültig ob Menschen oder Tiere, alle haben das gleiche Recht zu leben, wie auch Sie dies für sich beanspruchen! - aufgrund Rassezugehörigkeit (früher war es die Religionszugehörigkeit) pauschal als gefährlich und unnütz erklärt werden, wenn Lebewesen diskriminiert, verfolgt werden, alles verbunden mit Aufforderung zum Denunziantentum, Verfolgung, Kennzeichnungspflicht, Zwangsenteignung, Endlager, Vernichtung Unschuldiger? - Alles war schon einmal da.





Frau Riedmüller, damals wurden Lebewesen in wertes und unwertes Leben eingeteilt und vorsätzlich vernichtet; nichts anderes geschieht hier auch mit den Hunden in Folge des Rassenwahns deutscher Politiker. Die Parallele stimmt!





Und noch etwas: Die Mehrzahl der Tiere erleben Tag für Tag den Holocaust! Verantwortlich dafür sind Menschen, die diese Bezeichnung nicht verdienen, sind Bestien in Menschengestalt. Schauen Sie einmal in die Hundeendlager, schauen Sie in die Schlachthöfe, schauen Sie in die Tierversuchslabore, schauen Sie in alle Tiernutz- richtiger ist Tiermissbrauchsstätten. Und an diesen dortigen Verbrechen sind auch alle die schuld, die dies unwidersprochen und ruhig hinnehmen, nichts dagegen tun!	(...)�
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Täglich bringen die sog. vorrangig schützenswerten Menschen weltweit 3 Millionen unschuldige, ihnen hilflos ausgelieferte Tiere - auch Hunde - gnadenlos um. Zu rechtfertigen ist dies durch gar nichts. Aber sicher sind Menschen so vorrangig schützenswert, weil sie so perfekt im Missbrauch und Vernichten der ihnen hilflos ausgelieferten Lebewesen sind.





Wenn sich die Verantwortlichen für die seit Juli 2000 praktizierte schnelle und langsame Ausrottung der Hunde so zur Verantwortung ziehen lassen müssten, wie es die unschuldigen Hunde sich haben antun lassen müssen - hingerichtet wegen Bellens - dann wäre nicht nur Ulm, sondern fast ganz Deutschland politikerfrei. Leider ist es bis zum heutigen Tag aber so, dass die Unschuldigen die Fehler der Verantwortungslosen büßen und nicht selten mit ihrem Leben. So ist die bittere Wahrheit und nicht einen Deut besser, auch wenn Ihnen und Gleichgesinnten dies nicht passt!





Frau Riedmüller, nicht die Hunde gehörten in die Endlager, sondern verantwortungslos handelnde Politiker, Journalisten, behördliche Handlanger, Tierschinder, Kriminelle und weitere dieser Rubrik.





Speziesismus ist Rassismus, nicht mehr, nicht weniger!





Des Menschen Würde beginnt da, wo er bereit und fähig ist, auch das Lebensrecht der uns allen anvertrauten und damit leider auch hilflos ausgelieferten Lebewesen und der Natur zu achten. Die wirkliche Würde der Menschen hat nichts mit dem Einteilen in wertes und unwertes Leben zu tun, wohin Sie offenbar tendieren. Dieses Einteilen ist nämlich die Ursache allen Elends und Leids weltweit, sowohl in der Vergangenheit als auch bis zum heutigen Tag.





So ignoranten Menschen kann man nur raten, bevor noch mehr Schaden angerichtet wird, den Beruf zu wechseln, damit sie sich nicht mehr öffentlich zum Schaden Unschuldiger profilieren können.





„Die kalte Schnauze eines Hundes ist erfreulich warm 


gegen die Kaltschnäuzigkeit mancher Mitmenschen.“ - Ernst Haugck





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen.














PS.


Sollten Sie daran interessiert sein, sich ernsthaft mit dieser Problematik auseinanderzusetzen und Informationen dazu benötigen, wir helfen gerne, denn auch wir verfügen über einen immensen Informationsvorrat zu dieser fast bundesweiten Verfolgung und Vernichtung der Hunde.





�
Sorry, bei diesem Schreiben war der Löschteufel tätig: Es muss natürlich heißen: Volks- und Religionszugehörigkeit. Leider erst nachdem das Schreiben raus war, bemerkt.
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Frau Heidemarie Lüth


Vorsitzende des Petitionsausschusses des


Deutschen Bundestages


„Solange Menschen denken, dass Tiere nicht fühlen, so lange müssen Tiere fühlen, dass Menschen nicht denken.“ - NN


Platz der Republik 1





11011 Berlin














Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig, 





Sie erhalten eine interessante Statistik mit Quellenangaben, die deutlich macht, wie irrsinnig und durch nichts zu rechtfertigen die Maßnahmen und das Vorgehen der deutschen Politiker und Behörden gegen die willkürlich diskriminierten ausländischen Hunderassen und dass diese seit Juli 2000 praktizierte schnelle und langsame Ausrottung dieser Hunde durch gar nichts gerechtfertigt werden kann. Gerade die Hunde, die aufgrund der ihnen pauschal unterstellten Gefährlichkeit in Folge Rassezugehörigkeit als gefährlich ausgemerzt werden, sind am wenigsten bzw. gar nicht auffallend gewesen.





Weiterhin erhalten Sie in Form eines Rundschreibens die Bestätigung des BVwerG, dass sich das Urteil selbstverständlich auf den gesamten an bestimmte Hunderassen anknüpfenden Regelungskomplex bezieht.





Trotz allem bleiben die meisten Politiker lernunfähig, sind nicht bereit, ihren persönlichen Rassenwahn - oder zutreffender persönlichen Hundehass und ihre Profilierungsneurose - endlich zu stoppen. Am deutlichsten wird dies wohl bei Minister Bartels. Aber er ist kein Einzelfall, denn auch der diesjährige Leiter der IMK tendiert in diese verantwortungslose Richtung, obwohl ihm bereits wichtige Stellungnahmen von Experten zu dieser Thematik zugingen. Gleiches gilt auch für Minister Bouffier, Schäuble und weitere.





Weiterhin erhalten Sie ein Schreiben des Hundehalters Peter Böttcher an den unbelehrbaren niedersächsischen Minister Bartels, der ebenfalls die Wahrheit deutlich macht. Herrn Böttchers Hund wurde ebenfalls Opfer dieses Rassenwahns der deutschen Politiker, büßte dies qualvoll mit seinem Leben, obwohl er noch ein junger Hund war.





Weiterhin erhalten Sie die Demonstrationsrede und die Ausführungen „Sind Sie im Bild?“, beides von Frau Seiler, Ulm, kürzlich erhalten, die man mit Strafbefehlen mundtot machen möchte (leider kein Einzelfall).





Wir bitten ebenfalls um Beachtung dieser wichtigen Anlagen zur o.g. Petition.





An den Leiter der IMK werden wir erneut herantreten.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen











Anlagen
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Persönlich





Frau Ute Vogts


Vorsitzende des Innenausschuss 


des Deutschen Bundestages


„Tierschutz ist Erziehung zur Menschlichkeit.“ - Albert Schweitzer


Platz der Republik 1





11011 Berlin

















Menschen sind sicher so vorrangig schützenswert vor allen anderen Lebewesen, 


weil Töten für Menschen das Normale ist!





Guten Tag, Frau Vogts,





wir wandten uns bereits schriftlich an Sie zur sog. Kampfhundeproblematik und machten Ihnen deutlich, dass Ihr Werben um Verständnis dafür, dem Gesetzgeber genügend Zeit lassen zu müssen, um angeblich Erfahrungen sammeln zu können, damit man zu weiteren Entscheidungen fähig ist, vollkommen daneben ist. Konkret ging es um die seit Juli 2000 praktizierte schnelle und langsame Ausrottung der ausländischen Hunderassen. Mehrere hundert Lebewesen wurden seit Juli 2000 regelrecht hingerichtet in Folge äußerst verantwortungsloser politischer Entscheidungen, die bis heute anhalten. Wir fragten Sie konkret, ob die deutsche Bevölkerung denn solange Verständnis aufbringen soll, bis die Ausrottung endlich vollbracht ist.





Eine Antwort erhielten wir von Ihnen als Volksvertreterin nicht.





Im Vorfeld der diesjährigen Wahl wurden Sie für den 1. August 2002 für Ihren Besuch zusammen mit Frau Lambrecht in Wald-Michelbach, allerdings zu einer vollkommen anderen Thematik, angekündigt. Inzwischen begegnet man Ihrem Bild, auf dem Sie zusammen mit einem anderen Politiker werben, in Weinheim vielfach. Ein „Bad im Volk“? - Sie sollten mal ein „Bad unter den betroffenen Hundebesitzern nehmen“. Dann würden Sie endlich Wahrheiten - erschütternde und grausame - erfahren, z.B. gar nicht weit von Weinheim entfernt in Viernheim, wo man 2 Welpen und 2 erwachsene Familienhunde freudvoll mit 38 Schüssen zerfetzte. Das Verbrechen der Hunde? Sie gehörten einer von deutschen Politikern verteufelten Rasse an.





Sie sind SPD-Politikerin. Die rot-grüne Regierung hat in weniger als einer Regierungsperiode den Tierschutz regelrecht rückabgewickelt. Das Rot der SPD steht inzwischen für das Rot des Blutes vieler tausend Unschuldiger. Es bezieht sich auf die vielen seit 2000 gemordeten unschuldigen Tiere verschiedener Gattungen, gleich, ob es die Hundeausrottung oder die in die Flammen geschickten Rinder oder die vielen tausend gekeulten Schafe und Schweine, inzwischen noch die zigtausend zusätzlich vernichteten Hühner oder das mit Gefälligkeitsurteil durchgesetzte legalisierte Abmetzeln der Tiere ohne Betäubung - Schächten genannt - betrifft.





Frau Vogts, im Vorbeigehen und Vorbeifahren sieht man ein junges, frisches, freundliches Gesicht. So kann man noch weniger solche befürwortenden Argumente für das vorsätzliche Quälen und Töten Unschuldiger, konkret der unschuldigen Hunde, und das vielfältige Schikanieren und noch zusätzliche extreme Abzocken verantwortungsvoller Hundehalter - nichts anderes wird seit Juli 2000 von den deutschen Politikern angeordnet und praktiziert - verstehen. Mir stellt sich zwangsläufig die Frage:





Nett und freundlich, trotzdem aber so verdorben?
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Menschen, die das vorsätzliche Quälen und Töten von angst-, schmerz- und leidempfindenen Lebewesen befürworten, um Verständnis dafür werben, unterstützen, fordern, durchsetzen usw. sind doch verdorben - oder?





Also, niemand braucht sich über Kriege in der Vergangenheit und bis heute oder die Geschehnisse am 11. September 2001 zu entsetzen, wenn er nichts dagegen tut, um Verbrechen an Wehrlosen, an Unschuldigen verhindern zu helfen. Es läuft immer nach dem gleichen Schema ab: Macht demonstrieren, Freude an der Qual und dem Tod anderer haben. Richten wollen über Leben und Tod anderer. Dabei sind offensichtlich auch die meisten deutschen Politiker aller etablierten Parteien ganz vorne. Man übt sich erst am Tier, da leider in der Regel straffrei.





Was zusätzlich noch so schlimm ist, sind die sehr deutlichen Parallelen des Vorgehens gegen Menschen vor über 50 Jahren, die man in Folge der Einteilung in wertes und unwertes Leben in Endlagern mordete. Niemand hätte gedacht, dass dies erneut mit fast gleichem Vorgehen und Resultat praktiziert wird, nur jetzt ist der Vorwand nicht Volks- bzw. Religionszugehörigkeit, sondern Rassezugehörigkeit.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen

















PS.


Zum Nach- und hoffentlichen Umdenken eine Statistik von tödlichen Beißvorfällen bis 2000 und eine Aussage zum Urteil des BVwerG vom 3.7.2002.
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Herrn Dr. Kuno Böse


Senator des Inneren


und Leiter der IMK 2002


„Die kalte Schnauze eines Hundes ist erfreulich warm gegen die Kaltschnäuzigkeit mancher Mitmenschen.“


Ernst Haugck - Oder:


„Solange Menschen nicht denken, dass Tiere fühlen, müssen Tiere fühlen, dass Menschen nicht denken.“ NN


Contrescarpe 22 - 24





28203 Bremen

















Es gibt keine geborenen Kampfhunde!








Guten Tag, Herr Dr. Böse,





erneut wenden wir uns an Sie, da Sie der Leiter der diesjährigen IMK sind. Bei dieser wird auch wieder das immer noch aktuelle Thema der sog. Kampfhundeproblematik behandelt. Deshalb gingen Ihnen bereits verschiedene Zuschriften mit wichtigen Informationen und Stellungnahmen wirklicher Experten zu, die alle eindeutig aussagen, dass man Hunden aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit keinesfalls pauschal Gefährlichkeit unterstellen kann. Ebenfalls geht aus diesen eindeutig hervor, dass durch die bisherigen Ausrottungsmaßnahmen gegen ausländische Hunde keinesfalls mehr Sicherheit für Menschen und Tiere geschaffen werden kann. (Vgl. Sie dazu auch die Resolution der Experten des Diensthundewesens und alle weiteren Beißvorfälle, währen der Ausrottungsmaßnahmen.)





Ihnen wurde z.B. auch mitgeteilt, dass sämtliche Beißvorfälle auf direktem und indirektem Fehlverhalten der Menschen basieren. Ein Hund ist immer das, was Menschen aus ihm machen. Ein Hund kann immer nur das zurückgeben, was Menschen ihm beibrachten bzw. nicht versuchten, durch Erziehung zu verhindern. 





Leider scheinen aber auch Sie nach den uns zugegangenen Informationen  - entgegen jeglicher Verantwortung und Vernunft - an den Ausrottungslisten gegen unschuldige ausländische Hunde festzuhalten zu wollen, bleiben dabei, bei den Opfern anzusetzen, damit die Täter weiter ungeschoren bleiben. Täter sind ausschließlich Menschen - Opfer sind Menschen und Tiere gleichermaßen.





Wenn Sie weiterhin an dieser Ausrottungstaktik festhalten und Ihrer Informationspflicht nicht nachkommen, weiterhin Stellungnahmen wirklicher Experten und wichtige Informationen ignorieren, setzen Sie sich dem berechtigten  Vorwurf aus, fortgesetzt und vorsätzlich Gesundheit und Leben von Menschen und Tieren aufs Spiel zu setzen, denn die Beißvorfälle sind trotz aller Ausrottungsmaßnahmen seit Juli 2000 in 14 Bundesländern und in Bayern bereits seit 1992 praktiziert, nicht zurückgegangen. Dies ist auch nicht möglich, wenn man die Opfer verfolgt und die Täter unbehelligt lässt.





Ergänzend zu unserem Schreiben mit wichtigen, aussagefähigen Anlagen vom Juli 2002 erhalten Sie eine eindeutige Aussage der Richter des BVwG, die wir in Form eines Rundbriefes erhielten und eine sehr interessante Statistik von Beißvorfällen bis 2000. Diese macht sehr wohl deutlich, dass sämtliche Maßnahmen der deutschen Politiker und Behörden, die pauschale Gefährlichkeit der Hunde aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit betreffend, vollkommen daneben liegen und durch nichts gerechtfertigt werden können. Aber das versuchen ja seit Juli 2000 und auch schon lange vorher verantwortungsgeprägte Menschen den leider sturen deutschen Politikern klar zu machen, offenbar immer noch umsonst. Wieviele Tiere und Menschen sollen noch in Folge solch skandalösen politischen, langanhaltenden Fehlverhaltens ihre Gesundheit und ihr Leben einbüßen?	(...)�
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Es ist ja bekannt, dass die deutschen Politiker kaum ihre Fehlentscheidungen zugeben. Trotzdem appellieren wir an Sie in Bezug auf Ihre Verantwortung der deutschen Bevölkerung inklusive den hier in diesem Land lebenden Tieren, für die nicht nur die Tierhalter, sondern auch die Politiker Verantwortung tragen, endlich umzudenken und umzuhandeln, hin zu Vernunft und wirklicher Verantwortung.





Wir hoffen sehr, dass Sie sich nicht weiter solchen zweifelhaften Ministern wie Bartels, Bouffier, Höhn anschließen oder beugen. Gleiches gilt für Ihren Vorgänger, Minister Püchel. Man ignorierte lieber wirkliche Experten, um sich dann vom Erfinder der Ausrottungslisten beraten zu lassen - der auch in dieser Statistik mit anderen Aussagen aufwartet, vollkommen entgegen seinen Ausrottungslisten und Falschaussagen über die ausländischen Hunderassen.





Wir haben diese Informationen bereits auch dem Petitionsausschuss überlassen und verbreiten diese wichtigen Informationen weiter.





Bitte, demonstrieren Sie vernünftiges und verantwortungsbewusstes Handeln, indem Sie helfen, Lug und Trug gegenüber der Bevölkerung und die Ausrottung der ausländischen Hunderassen zu beenden. Helfen Sie, eine wirkliche Sicherheit für Menschen und Tiere zu schaffen. Die bis jetzt vorgegaukelte Scheinsicherheit, Hund angeblich gefährlich aufgrund Rasse, hat noch keinen Menschen und kein Tier vor Schaden bewahren können. Dies wird auch zukünftig in Folge solcher langanhaltenden politischen Fehlentscheidungen und vorsätzlicher Hetze nicht möglich sein.





Beenden Sie endlich die Verfolgung und Vernichtung Unschuldiger, hier der Hunde und verantwortungsvoller Hundehalter, und helfen Sie, vernünftige Lösungen für ein gemeinsames Miteinander der Menschen und Tiere durchzusetzen. Vernünftige und praktikable Vorschläge dafür wurden vielfach an die Politiker herangetragen, bereits vor Jahren schon bis heute.





Seit über 15.000 Jahren leben Menschen mit Hunden zusammen, weil Menschen dies wollten. Dieses Miteinander funktionierte bis Juli 2000 und profitiert haben hauptsächlich die Menschen von dieser wunderbaren Beziehung. Plötzlich soll dies alles nicht mehr funktionieren, weil Kriminellen/Tierschindern ihr Handwerk nicht gelegt wurde, weil Behörden schlampig arbeiteten und Politiker ihre jahre- und jahrzehntelangen Versäumnisse vertuschen wollen, statt vernünftige und von Verantwortung geprägte Entscheidungen zu treffen?





Bitte antworten Sie uns.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen.
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Martina Gerlach	Wald-Michelbach, 5. September 2002


Hauptstraße 87 a


69483 Wald-Michelbach











Martina und Jürgen Gerlach   Hauptstraße 87 a   69483 Wald-Michelbach


Fax 06151/387307





Darmstädter Echo


Holzhofallee





64295 Darmstadt














Ihre Veröffentlichung vom 31. August 2002: „Leiden die Tiere oder leiden sie nicht?“





Guten Tag, Damen und Herren,





ich bitte um Veröffentlichung nachstehenden Beitrages und möglichst auch des Zitates des Experten 


Dr. Hartinger. (Er war übrigens kein Tierexperimentator = Tierzerstückler. Dr. Levinger, der von jüdischen Schächtbefürwortern als „Experte“ bezeichnet wird, trotz seiner eigenen Widersprüche und manipulierten Darstellungen, um angebliche Qualfreiheit und sofortige Bewusstlosigkeit der Tiere nach dem Schächtschnitt zu suggerieren, indem er in seinen Darstellungen einfach anatomische Details unterschlägt, hat viele Jahre lang Tiere zerexperimentiert. Soviel zu seiner Einstellung gegenüber den Qualen der Tiere.)





Vielen Dank.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen











Um Verbrechen an Wehrlosen zu rechtfertigen, spricht man ihnen ihre Leidensfähigkeit ab!





Tiere sind unsere angst-, schmerz- und leidensfähigen Mitgeschöpfe - sie leiden nicht weniger als wir Menschen, sie empfinden nicht weniger Angst und Qual als wir Menschen. Dies alles ist tausendfach bewiesen und es braucht nur wenig gesunden Menschenverstand, um dies zu beobachten, zu verstehen, zu begreifen.


Anfang des Jahres wurde einem amerikanischen Journalisten die Kehle durchschnitten. Das Video dazu wurde Präsident Bush gesandt. Der bezeichnete dieses Kehle durchschneiden als Barbarei.


In Algerien wurden mehreren Menschen vor einiger Zeit von Menschen die Kehle durchschnitten. Das Kehle durchschneiden wurde als ein Massaker bezeichnet.


Warum soll es etwas Geringeres, Schonenderes oder Notwendiges sein, wenn es den den menschlichen Bestien hilflos ausgelieferten Tieren angetan wird? Dies wird den Tieren nur aus einem einzigen Grund angetan: Sie werden von Menschen missbraucht, gequält und gemordet, weil sie nicht sprechen, weil sie sich nicht wehren können, wie sie ihnen hilflos ausgeliefert sind. Offenbar ist die menschliche Gattung gerade deshalb so vorrangig schützenswert, denn sie ist in nichts anderem so perfekt wie im Missbrauchen, Quälen und Töten! Aber jeder redet ja seine Verbrechen schön, verharmlost diese und Schächten ohne Betäubung ist ein Verbrechen, was denn sonst?


Jeder, der solche Verbrechen - Hals durchschneiden und dies ohne Betäubung - als qualarm, qualfrei, als notwendig oder sonstwie verharmlost und rechtfertigt, sollte sich einmal fragen, wie er sich fühlen würde, würden andere ihm den Hals ohne Betäubung durchschneiden. Keiner der Schächtbefüworter und Schächtfanatiker wollte dieses am eigenen Leibe erleben, eben weil es besonders qualvoll ist - bei Menschen und Tieren gleichermaßen. Aber es bestätigt sich ja immer wieder: Die Feigsten sind immer auch die Grausamsten und diese gibt es in allen Nationalitäten und Religionen und in allen Schichten!


Jeder, der sich für solche Qual an den Tieren stark macht und diese für die Betroffenen verharmlost, sollte sich selbst dieser Qual am eigenen Körper stellen. Nur dann ist er wirklich „aussagefähig“.�
Briefkette Hilfe für die Tiere


Martina und Jürgen Gerlach





Hauptstraße 87 a 69483 Wald-Michelbach


Telefon 06207/920426 + 28, Fax 06207/920427











Bundeskanzler Schröder 	1. September 2002


Verteidigungsminister Struck


Bundesministerin Künast


Zur Kenntnis: Tierschutzvereine/Tierschützer, Medien und weitere











Erneute Anfrage


Flutopfer - Anfrage und Appell per Fax 








Guten Tag, Damen und Herren Politiker,





wann bitte erhalten wir eine konkrete Antwort auf unsere Anfrage vom 28. August 2002?





Stimmt es, dass die Bundeswehr, die Jäger - und auch andere Retter - die Anweisung erhalten haben, Tiere, die in Folge der Hochwasserkatastrophen in Not und Gefahr kommen, zu töten, statt zu retten?





Vorwand dafür soll sein, angeblich den Tieren unnötiges Leiden ersparen zu wollen. Aber auch die Tiere haben nur eine Chance, solange sie leben!





Hintergrund dafür sind allerdings andere Gründe, z.B. Kosten sparen, schnelle, bequeme Lösungen.





Aber auch für die Tiere geht es um Leben und Tod, jeder Tag zählt, um ihnen ihr Leben zu retten!





Bitte antworten Sie uns. 





Wir haben kein Problem, diese Anfrage auch ohne Ihre Antwort bekannt zu machen - selbstverständlich auch vor der Wahl!





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen








Martina und Jürgen Gerlach
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Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 8. September 2002
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Herrn Franz Müntefering


Generalsekretär der SPD


Willy-Brandt-Haus


Wilhelmstraße 141





„Auschwitz fängt da an, wo einer im Schlachthof steht und sagt, es sind ja nur Tiere.“ 	Theodor W. Adorno


10963 Berlin























Guten Tag, Herr Müntefering,





wir haben diese Frage, anfangs in etwas ausführlicher Form, dann zweimal in dieser gekürzten Form, sowohl an Herrn Schröder, an Herrn Struck als auch an Frau Künast gesandt.





Bis heute blieben wir ohne Antwort.





Offensichtlich ist dies dann die Antwort. Zwangsläufig müssen wir dies als Bestätigung auffassen, dass solch eine Anweisung, die tierlichen Flutopfer aus Kostengründen lieber zu töten, anstatt sie zu retten, gegeben wurde.





Gut, wir geben dies dann so weiter, selbstverstänlidch noch vor der Wahl, aber auch später.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen

















Anlage


Anfrage in gekürzter Form
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Bestätigung vom 16.03.2001 SG(2001) D/820927








Sehr geehrter Herr Remits,





auch wir haben Ihren abschlägigen und sehr enttäuschenden Bescheid erhalten. Wir können diese Entscheidung nicht nachvollziehen, erleben aber wieder einmal mehr, dass die, die im wirklichen Geschehen stehen, von den sog. Volksvertretern in ihrem Amtssesseln im Stich gelassen werden.





Zum Beispiel haben wir selbst 3 fast auseinanderbrechende Ordner mit Hundemorden seit Juli 2000, seit dieser von deutschen Politikern praktizierten Ausrottungskampagne ausländischer Hunde. Die Hunde wurden auf unterschiedlichste Art und durch unterschiedlichste Täter umgebracht: Durch Behördenanordnung, in Folge Anweisungen von Politikern (selbst ohne gesetzliche Grundlage), in Tierheimen, durch Tierärzte, durch Hundehasser. Sie wurden nicht selten qualvoll getötet, auch durch Tierärzte, die diese Bezeichnung nicht verdienen. Sie wurden gelyncht auf unterschiedlichste und immer grauenvolle Arten, nicht selten ertränkt, vorher zusammengebunden, aber auch zerstochen, abgefackelt, gepfählt usw. Unzählige wurden Opfer von Giftködern. Viele wurden durch diese immensen Schikanen und den kaum standzuhaltenden Druck selbst von ihren Besitzern zum Töten gebracht, weil sie keinen Ausweg mehr sahen: „Wie soll man gegen Windmühlenflügel kämpfen?“ (Erbach, Januar 2002) oder „Persilschein“ zum straffreien Töten. Wenn sich die Besitzer wagten zu wehren, Anzeige gegen die Hundemörder erstatteten - gegen Polizisten, gegen Behörden, gegen Tierärzte, gegen Tierheimleiter/Tierheimmitarbeiter u.a. - wurden diese Hundehalter, denen man ihre Tiere gequält und/oder gemordet hatte, nicht selten mit Gegenanzeigen, an den Haaren herbeigezerrt, mundtot gemacht. Alle Anzeigen gegen Hundemörder wurden nach unseren Informationen bisher abgewürgt, die Verfahren, falls es überhaupt so weit kam, verschleppt und/oder eingestellt.





Wir selbst durften einem der rassendiskriminierten Hunde helfen. Für diesen war bereits die Tierheimabgabe angefragt, aber abgelehnt. Auch die Tötung dieses damals 10 Monate alten Pitbull-Mix war bereits angefragt in Folge der Diskriminierung, Verfolgung und des extremen Druckes auf die Hundebesitzer mit Androhung Wohnraumkündigung, was in diesem Land seit Juli 2000 keine Seltenheit mehr ist, wenn man einen rassendiskriminierten Hund hat. Aber auch die beigefügten Fälle wie Hinrichtung von Baxter, von Asia, von Debeli, von Apollo - nur beipsielstehend für viele hunderte Hunde, machen den Ausrottungsirrsinn in diesem Land deutlich. Man kann nicht nur, nein man muss sogar von Hinrichtungen sprechen. Nur das trifft die Wirklichkeit. Es gibt nichts zu verharmlosen. 
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Auch die immer wieder aufflackernden Forderungen der Politiker, die aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit in den Tierheimen eingesperrten Hunde aus Kostengründen zu töten - vorher hat man aber alles getan, um jegliche Vermittlungs-chance zu verhindern! - macht doch diesen ganzen Irrsinn deutlich. An dieser Tötungsforderung wird nach wie vor im Hintergrund gearbeitet und es ist offenbar nur noch eine Frage der Zeit, bis die Tötung der unschulidgen Hunde durchgesetzt wird. Für die Politiker geht es nur ums Geld, für die unschuldigen Tiere um Leben und Tod.





Warum will man das auf EU-Ebene nicht begreifen? Es wurde doch alles vielfach mitgeteilt und belegt. Zur Verdeutlichung nochmals den Teil II unserer Stellungnahme zu unserer Petition beim Deutschen Bundestag mit Aufzählung von Hundemorden, die aber auch nur beispielhaft für viele, viele hunderte Hunde in diesem Land stehen. (Per Post.)





Auch wenn die Politiker der EU-Kommission aufgrund der Ihnen vielfältigen zugegangenen Informationen, Schreiben, Berichte, Stellungnahmen anführen, dass dieses Gesetz angeblich keinesfalls die Themen der Hinrichtung oder der Misshandlung von Hunden in Deutschland berührt, die Praxis zeigt es anders, und dies in Folge von Verordnungen und Gesetzen, auch diesem Bundesgesetz. Es sind aber „nur“ Hunde, allerdings viele hunderte Hunde, ein paar Hundehalter und die Opfer der Beißvorfälle in Folge Fehlverhaltens, (direkt und Indirekt), die Gesundheit und Leben einbüßten und immer noch einbüßen.





In Deutschland wird nach wie vor schnelle und langsame Ausrottung der ausländischen Hunderassen aufgrund völlig frei erfundener Rassenlisten, richtiger ist Ausrottungslisten, und des vorsätzlich missbrauchten Begriffes „Kampfhund“ praktiziert. Dies wurde in Verordnungen und Gesetze gegossen und so legalisiert. Dies hat auch nicht nachgelassen, sondern wird von Politikern und Medien lediglich totgeschwiegen. Die Ausrottung erfolgt „im Stillen“. Wenn überhaupt, so erfährt man dies erst nach gelungener Tat. Sollten tatsächlich einzelne Medien noch berichten, dann in der Regel einseitig, das heißt, hetzend gegen Hunde und Halter. Die meisten Medien scheinen voll im Griff der Politiker zu sein. Ausnahmen erfolgen z.B. in Folge von Demonstrationen, wie z.B. in Ulm, wo nach wie vor die Hunde zweifelhaften Tests unterzogen und nicht selten hinterher ermordet werden. 





Sie erhalten diesen Bescheid vorab per Fax, mit vollständigen Anlagen aus Deutlichkeitsgründen dann noch per Post.





Nach wie vor werden Hundebesitzer und Tierschützer mundtot gemacht, nicht selten auch mittels Amtsmissbrauch, wie ebenfalls das Beispiel Ulm deutlich macht. Dies ist aber kein Einzelfall.





Die Europäische Kommission hätte sehr wohl Möglichkeiten, gegen diese Ausrottung der unschuldigen Hunde vorzugehen, z.B. schon durch das praktizierte Importverbot für die willkürlich diskriminierten Hunderassen. Dies verstößt sehr wohl gegen EU-Recht.





Aber nicht nur für uns stellt sich nach dieser offensichtlich endgültigen Absage die Frage, warum hat dann Herr David Byrne von der deutschen Bundesregierung überhaupt einen Nachweis gefordert zur angeblichen Gefährlichkeit der Hunde, denen man diese aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit pauschal unterstellt? Sollte dies die vielen betroffenen Hundehalter in Deutschland beruhigen? Oder entpuppt sich diese Forderung, der die deutschen Politiker bis zum heutigen Tag nicht nachgekommen sind, als Flop?





Herr Remits, wir bedauern, dass die EU-Volksvertreter die deutsche Bevölkerung und ihre Tiere so im Stich lassen. Nicht nur wir können dies nicht nachvollziehen, denn nicht nur die Ausrottung der Hunde in unterschiedlichster Form wird praktiziert und viele hunderte Hunde wurden und werden mehr oder weniger grausam gemordet. Tatsächlich muss man sagen, sie wurden hingerichtet.Auch die Bevölkerung belügt und betrügt man weiterhin, gaukelt dieser eine Scheinsicherheit vor, während parallel dazu Menschen und Tiere nach wie vor Opfer von Beißvorfällen, vor allem anderer, eben nicht diskriminierter Hunderassen werden. Natürlich sind Beißvorfälle immer Folge des menschlichen Fehlverhaltens - direkt oder indirekt. Aber die deutschen und offensichtlich nicht lernfähigen Politiker halten stur an ihrer Ausrottungspolitik fest, statt wirkliche Schutzmaßnahmen zugunsten von Menschen und Tieren zuzulassen. - Es stellt sich zwangsläufig schon die Frage: Warum dieses sture Festhalten am Falschen? Was soll damit wirklich vertuscht werden?





Am 3. Juli 2002 wurde vom BVwerG ein Urteil gefällt, das die niedersächsische Hunde-Verordnung als nichtig erklärte aus verschiedenen Gründen. Aber auch der dafür verantwortliche und äußerst uneinsichtige, das heißt auch verantwortungslose Minister hält an diesem Irrsinn fest, obwohl das BVwerG inzwischen erneut bestätigt hat, dass Hunde nicht
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aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit pauschal als gefährlich erklärt werden können. Aber auch dieser Minister ist nur einer von vielen. Man ist in anderen Bundesländern nicht besser, ist stolz auf die Ausrottungslisten der Hunde und hält trotz Urteil des BVwerG an dieser Ausrottungstaktik fest, nicht selten vorher mit monatelangem Aufenthalt der zwangsenteigneten Hunde hinter Gittern, oft auch extrem tierschutzwidrig, z.B. in 1 x 1 m Boxen ohne Auslauf oder im Winter im Freien ohne jeglichen Schutz. Es ist ja bekannt, dass diese Kurzhaarhunde sehr kälteempfindlich sind und welche Folgen dies für die Tiere hat. - Nicht nur uns ist klar, dass es in diesem Land nur noch sehr wenige unabhängige Justizbehörden gibt, denn gerade wenn es um Tierqualproblematiken geht, werden auffallend oft Urteile mit deutlichem Gefälligkeitscharakter gefällt. (Dies bestätigen nicht nur viele Urteile zur sog. Kampfhundeproblematik, sondern auch das Schächturteil, das innerhalb kürzester Zeit regelrecht durchgepeitscht wurde, während das Urteil gegen die Qual der Legehennen über neun Jahre hinausgezerrt wurde. Dies nur einmal als Vergleich.)





Natürlich wird dieses falsche Vorgehen gegen Hundehalter und Hunde vor allem auch durch das grundrechtsverletztende „Gesetz zur Bekämpfung gefährlicher Hunde“ vom 21.4.2001 beibehalten, das allen politisch Verantwortlichen für dieses Desaster und die unzähligen Hundetötungen den Rücken stärkt.





Dass weder sämtliche Verordnungen, noch dieses Gesetz, noch alle Maßnahmen der Enteignung, Inhaftierung, Vernichtung der willkürlich rassendiskriminierten Hunde überhaupt gerechtfertigt sind, macht sicher auch Ihnen beigefügte Statistik tödlicher Beißvorfälle bis 2000 deutlich. Die Rassen wie Pitbull, Amercian Staffordshire Terrier, Staffordshire Bullterrier, Bullterrier und weitere sind sehr viel weniger als andere Rassen vertreten. Aber die Hunde mit nachweisbar mehr oder vielen Beißvorfällen erscheinen auf  keinem Index.





Am 5. und 6. Dezember 2002 tagt die Innenministerkonferenz erneut zu dieser Thematik. Der diesjährige Leiter dieser IMK ist Dr. Böse. Er wurde inzwischen von Hundehaltern, Tierschützern, Experten angeschrieben, viele aussagefähige Expertenstellungnahmen stehen auch ihm zur Verfügung. Es wurde aber auch hier bekannt, dass sein Bestreben dahin geht, weiterhin die Gefährlichkeit von Hunden pauschal an ihrer Rasse festzumachen, d.h. an Ausrottungslisten und -taktiken festzuhalten.





Dr. Püchel, der Leiter der IMK in 2001, dem ebenfalls damals rechtzeitig viele aussagefähige Informationen und Expertenstellungnahmen zugingen, ignorierte diese - wie dies üblich zu sein scheint in diesem Land, dessen Aushängeschild offensichtlich Rassismus ist - und ließ sich lieber vom Erfinder der Ausrottungslisten beraten lassen.





Herr Remits, wir bitten, dieses Schreiben als Widerspruch zu akzeptieren. Weiterhin bitten wir die Kommission um Prüfung im Hinblick auf das Importverbot für die willkürlich rassendiskriminierten Hunde, denn dadurch werden sehr wohl Handelsrichtlinien und -bestim�mungen, also EU-Recht, vorsätzlich verletzt. 





Weiterhin erbitten wir Mitteilung, warum Herr David Byrne von den deutschen Politkern diesen Gefährlichkeitsnachweise verlangte und ihn es offensichtlich nicht interessiert, wenn diese einer Aufforderung der EU-Kommission nicht nachkommen, nur Ausflüchte statt dessen vorlegen. 





Es stellt sich natürlich die Frage, wie ernst können wir denn dann noch die Politiker der EU-Kommission überhaupt nehmen?





Wir bitten um Antwort hierzu. Dieses Schreiben mit vollständigen Unterlagen geht Ihnen dann noch per Post zu.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen	


Bedenken Sie bitte:


„Auschwitz fängt da an, wo einer im Schlachthof steht und sagt, es sind ja nur Tiere.“


Zitat Prof. Dr., Th. W. Adorno, eine der Vordenker der 68er-Generationen in Deutschland.

















Anlagen lt. Verzeichnis


(vollständig per Post, per Fax nur teilweise)





�
Anlagenverzeichnis





Schreiben der Expertin Frau Fleig an Dr. Böse


Unser Schreiben an Dr. Böse


Rassendiskriminierter Hund Debeli am 19.6.2002 gemordet


Hund Asia und Hund Baxter von Behörden gemordet


Aufruf zur Demo in Ulm


Schreiben der Tierschutzpartei an den Deutschen Städtetag


Schreiben der Expertin Frau Fleig an den Petitionsuasschuss


Unser Schreiben an den hessischen Ministerpräsidenten 8/02








(Nur per Post)





Gelockerte Einreise für Kampfhunde“ vom 21.2.2002


Pressemitteilung FDP: „Ausländische Kampfhunde beißen nicht!“ v. 3.3.2002


„Gesetz zur Bekämpfung gefährlicher Hunde“


Aufstellung Hundemorde (Teil II zu unserer Petition)


Veröffentlichungen zu Ulm


Tötungsforderungen - Wenn das keine Hinrichtungen sind, was sonst?


Schilderungen von Totesttests - hier in Ulm


Auszugsweiser Vorgang Hinrichtung Baxter und Asya


Die zerschossenen Hunde von Viernheim - mit 38 Schüssen freudvoll zerfetzt!


„tyson ist tot. er wurde hingerichtet“


„Polizei knallte bei Razzia (Pitbull?) mit 17 Schüssen ab“


Hinrichtung „Mäxchen“ - Man verwechselte die Rasse!


Bildkopie gemordeter Hunde im Tierheim Mönchengladbach - 14 Hunde gemordet durch Tierärztin in Zusammenarbeit mit dem Tierheimleiter - Ermittlungen erst verschleppt, dann eingestellt


Hinrichtung Apollos - Ermittlungen eingestellt (Einige der Manipulationen der Zeugen wurden im Nachhinein bekannt.)


Tötung des Hundes Sunny - Sie wurde regelrecht hingerichtet, weil sie eine Katze stellte


„Senat arbeitet offenbar mit dubiosen Züchter zusammen“ - 750,-- DM pro verschleppten und getöteten Hundes gezahlt


„Grausames Beispiel soll sich nicht wiederholen“ - Gequälter Woody


„Unbekannter droht mit Giftködern - viele hundert Hunde wurden seit Juli 2000 zusätzlich vergiftet!


Offener Brief an OB Offenbach wegen dem dortigen Hundeendlager


„Zur Not auch einschläfern“ - Hunde töten aus Kostengründen!


„Kampfhunde blockieren die Zwinger„- Die Lage hat sich bis heute nicht verändert, denn selbst wenn die Hunde dezimiert werden durch Töten, werden ständig weitere Hunde zweingsenteignet aufgrund Rassezugehörigkeit


„Kampfhunde verstopfen Hessens größtes Tierheim“ - Vergleiche dazu die Hinrichtung des Hundes Debeli am 19.6.2002


Vom Berliner Senat herausgegebener „Persilschein“ zum Töten der eigenen Hunde, wenn die Hundebesitzer dann „weichgekocht“ sind.


Bescheid der CDU NRW an einen Hundebesitzer


Pressemitteilung des BVwerG vom 3.7.2002 und Rundbrief zum Urteil


Statistik tödlicher Beißvorfälle bis 2000, die deutlich macht, dass diese Maßnahmen nicht gerechtfertigit werden können


Unsere Schreiben an die Vorsitzende des Innenausschusses


Zwei Leserbriefe zu dieser Thematik vom 19.7.2002


Endlager Hamburg-Harburg - Dieses Endlager wurde inzwischen geschlossen, die über 200 Hunde auf andere Tierheime verteilt oder in endere Lager (Endlager?) gesteckt. Es wird nicht kontrolliert, was mit diesen Hunden nach Auflösung dieses End- und Tötungslagers geschieht.





